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1.	 Pflichtangaben auf Kassenbons  
ab 2024

Das am 1.1.2020 eingeführte Kassengesetz verpflichtet zur Ausgabe 
von Belegen bei Transaktionen mit allen Arten von elektronischen 
Kassen. Die „Bonpflicht“ erfordert, dass Belege in unmittelbarem 
zeitlichem Zusammenhang zum jeweiligen Geschäftsvorgang er-
stellt werden, unabhängig von der Art der elektronischen Kasse.

Ab dem 1.1.2024 treten neue Rechtsbestimmungen in Kraft, die 
Änderungen an den Pflichtangaben auf Kassenbons vorsehen. Die 
wesentlichen Neuerungen umfassen:

	» Seriennummern: Der Beleg muss die Seriennummern des elek-
tronischen Aufzeichnungssystems sowie des Sicherheitsmoduls 
enthalten.

	» Prüfwert und Signaturzähler: Ebenfalls verpflichtend auf dem 
Beleg gedruckt werden müssen der Prüfwert und der fortlaufen-
de Signaturzähler.

Diese Maßnahme, ein Teil der Änderungen in der Kassensicherungs-
verordnung, ermöglicht eine schnellere und effizientere Überprü-
fung der Belege mittels spezieller Software, auch außerhalb der Ge-
schäftsräume. Durch diese zusätzlichen Daten kann rasch ermittelt 

werden, ob die Kassenführung korrekt ist und ob eine detaillierte 
Nachprüfung notwendig ist.

Diese Anforderungen gelten auch für Transaktionen, bei denen keine 
umsatzsteuerliche Rechnungspflicht besteht. Bons aus TSE-Kassen 
müssen alle geforderten Angaben aufweisen.

Hinweis: Eine Ausnahme kann nur gewährt werden, wenn die Vor-
lage von Belegen klar eine unzumutbare Belastung, entweder sach-
licher oder persönlicher Art, für den jeweiligen Unternehmer dar-
stellt. Entstehende Kosten können keine sachliche Härte begründen. 
Umweltaspekte wie z.B. Papierverbrauch sieht die Finanzverwaltung 
eher kritisch.

2.	 Einkommensteueränderungen 2024

Das Inflationsausgleichsgesetz ging zum 1.1.2024 in die zweite Pha-
se. Es soll vor allem gewährleistet werden, dass Steuerzahler nicht 
aufgrund inflationsbedingt gestiegener Löhne durch die progressiv 
ansteigenden Steuern belastet werden.

Der steuerliche Grundfreibetrag wurde bereits 2023 auf 10.908 € 
angehoben, für 2024 erfolgt nun eine weitere Erhöhung auf 11.604 € 
(23.208 € für Eheleute, bei Zusammenveranlagung). Mit dem Ein-
stiegssteuersatz von 14 % wird nun also erst jeder verdiente Euro 
oberhalb des neuen Grundfreibetrags besteuert, progressiv steigend 
mit zunehmendem Verdienst. Dies soll gewährleisten, dass das Exis-
tenzminimum weiterhin steuerfrei bleibt. Der Höchstbetrag für den 
steuerlichen Abzug von Unterhaltsleistungen, der an den Grundfrei-
betrag gekoppelt ist, steigt dadurch ebenfalls auf 11.604 €.

Eltern freuen sich 2024 über den erneut erhöhten Kinderfreibetrag. 
Dieser stieg bereits zum Januar 2023 auf 8.952 € und wird 2024 um 
weitere 360 € auf 9.312 € erhöht. Dieser Betrag kann dann von dem 
zu versteuernden Einkommen abgezogen werden.

Der Spitzensteuersatz von 42 % wurde im Jahr 2023 bei einem zu 
versteuernden Einkommen über 62.810 € angewandt. 2024 kommt 
der Satz erst bei einem Einkommen über 66.761 € zur Anwendung. 
Bei Zusammenveranlagung verdoppeln sich diese Beträge.
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Der Solidaritätszuschlag wird in 2024 erst bei einer festzusetzenden 
Einkommensteuer von 18.130 € (Einzelveranlagung bzw. 36.260 € 
bei Zusammenveranlagung) festgesetzt.

Daneben verdoppeln sich die Einkommensgrenzen bei der Arbeit-
nehmersparzulage, und es gibt Verbesserungen bei der Mitarbeiter-
beteiligung.

3. 	 Steuerliche Identifikationsnummer ab 2023 
verpflichtend für Lohnsteuer- 
bescheinigungen

Mit Beginn des Veranlagungszeitraums 2023 tritt eine wesentliche 
Änderung bei der elektronischen Übermittlung von Lohnsteuerbe-
scheinigungen in Kraft, die sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitneh-
mer direkt betrifft.
Das Bundesministerium der Finanzen hat im Schreiben vom 
23.1.2024 klargestellt, dass die steuerliche Identifikationsnummer 
(IdNr.) nun zwingend für diesen Prozess erforderlich ist. Diese Än-
derung folgt auf die Abschaffung der elektronischen Transfer-Iden-
tifikations-Nummer (eTIN) zum Ende des Jahres 2022. Hier sind die 
weiteren Folgen zusammengefasst:

	» Mitteilung der IdNr. durch das Finanzamt: Falls ein Arbeit-
nehmer seine IdNr. trotz Aufforderung nicht mitteilt, hat der 
Arbeitgeber die Möglichkeit, beim zuständigen Finanzamt per 
formloser Anfrage die IdNr. des Arbeitnehmers zu erhalten. Dazu 
muss der Arbeitgeber Name, Geburtsdatum und Anschrift des 
Arbeitnehmers angeben. Eine Zustimmung des Arbeitnehmers 
ist dafür nicht erforderlich.

	» Möglichkeit eines generellen Antrags beim Finanzamt: Unab-
hängig davon können Arbeitgeber die Zuteilung oder Mitteilung 
der steuerlichen Identifikationsnummer beim zuständigen Fi-
nanzamt beantragen, sofern sie durch den Arbeitnehmer dazu 
bevollmächtigt wurden.

	» Folgen bei Nichtvorlage der IdNr.: Wenn ein Arbeitnehmer die 
IdNr. nicht vorlegt und der Arbeitgeber sie auch nicht über die 
beschriebenen Wege ermitteln kann, muss der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer nach der ungünstigeren Steuerklasse VI berechnen. 
Dies gilt insbesondere für bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie 
etwa Betriebsrentner, die im Ausland leben, oder kurzfristig Be-
schäftigte, die ihre IdNr. nicht mitgeteilt haben.

Ausnahmen: Sollte der Arbeitnehmer für das Fehlen seiner IdNr. 
keine Verantwortung tragen, beispielsweise aufgrund unvorherge-
sehener Umstände, oder sollten technische Probleme die Ermittlung 
der IdNr. behindern, ist dem Arbeitgeber gestattet, vorübergehend 
für eine Dauer von bis zu drei Monaten eine geschätzte Steuerklas-
se für die Lohnsteuerberechnung zu verwenden. Diese geschätzte 
Steuerklasse muss auf einer fundierten Schätzung basieren, die so 
genau wie möglich der tatsächlichen Steuerklasse des Arbeitneh-
mers entspricht.

4. 	 Pauschalen für sonstige Umzugskosten ab 
März 2024

Umzugskosten, die aus beruflichen Gründen anfallen, können als 
Werbungskosten vom zu versteuernden Einkommen abgezogen oder 
vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden.

Im Schreiben vom 28.12.2023 veröffentlichte die Finanzverwaltung 
nun die neuen Pauschalen für sonstige Umzugskosten bei beruflich 
bedingten Wohnungswechseln ab 1.3.2024. 

	» Für den Umziehenden (Berechtigten): Der Hauptverantwortli-
che für den Umzug, also die Person, aufgrund derer der Umzug 
erfolgt, kann einen Pauschbetrag von 964 € ansetzen. Dieser 
Betrag ist als Pauschale gedacht, die verschiedene kleinere, mit 
dem Umzug verbundene Ausgaben abdeckt, ohne dass eine Ein-
zelbelegung erforderlich ist.

	» Für jede andere mitumziehende Person: Für jede weitere Per-
son, die mit dem Berechtigten in einem Haushalt lebt und ge-
meinsam umzieht (wie Ehegatten, Lebenspartner, ledige Kinder, 
Stief- und Pflegekinder), kann ein zusätzlicher Betrag von 643 € 
in der Steuererklärung angesetzt werden. Auch hier ist keine de-
taillierte Belegung einzelner Kosten erforderlich.

	» Für Personen, die vor dem Umzug keine eigene Wohnung hat-
ten oder durch den Umzug keine eigene Wohnung einrichten 
(z.B. bei Umzug zu Freunden/Familie) wird eine spezielle, redu-
zierte Pauschale von 193 € angesetzt.

Umzugsbedingte Unterrichtskosten für Kinder können bis zu 1.286 € 
Höchstbetrag steuer-mindernd angesetzt werden. Daneben sind z.B. 
folgende nachgewiesene Umzugskosten abzugsfähig:

	» Reisekosten zum neuen Wohnort: Eingeschlossen sind auch 
Kosten für die Suche und Besichtigung der neuen Wohnung 
(max. eine Begleitperson). Ausgeschlossen bleiben jedoch Kosten 
für Reisen, die unternommen werden, um sich über den neuen 
Wohnort zu informieren, die jedoch nicht direkt mit der Suche 
oder Besichtigung einer spezifischen neuen Wohnung verbun-
den sind.

	» Beförderungsauslagen: Hierunter fallen die tatsächlichen Aus-
lagen für den Transport des Umzugsguts von der alten zur neuen 
Wohnung, inklusive Autobahnmaut und Transportversicherung.

	» Mietentschädigung bei zwei Mietverhältnissen: Für maximal 
sechs Monate können Kosten geltend gemacht werden, wenn 
neben der Miete für die neue Wohnung auch die Miete für die 
alte Wohnung aufgrund bestehender Kündigungsfristen weiter-
bezahlt werden muss.

	» Mietentschädigung für die neue Wohnung: Dies betrifft eine 
Entschädigung für bis zu drei Monatsmieten, falls die neue 
Wohnung noch nicht bezogen werden kann.

	» Wohnungsvermittlungsgebühren: Diese beinhalten die ortsüb-
lichen Maklergebühren für die Vermittlung einer Wohnung oder 
Garage. Maklergebühren, die im Zusammenhang mit dem Kauf 
eines Grundstücks oder einer Wohnung entstehen, können je-
doch nicht angesetzt werden.

Die Grenze bildet der Betrag, den ein Bundesbeamter nach dem 
Bundesumzugskostengesetz als höchstmögliche Umzugskostenver-
gütung erhalten könnte.

5.	 Abgrenzung von Werbeausgaben und Sach-
zuwendungen

In einer Entscheidung vom 9.8.2023 hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
Stellung zur Besteuerung von Ausgaben für Kundenveranstaltun-
gen genommen. Das Urteil differenziert zwischen allgemeinen Wer-
beausgaben und Sachzuwendungen, die unter die Pauschalbesteu-
erung fallen.

Pauschalbesteuerung ermöglicht es Unternehmen, Steuern auf nicht 
monetäre Zuwendungen, wie Geschenke oder Einladungen zu Ver-



anstaltungen, mit einem festen Steuersatz von 30 % zu begleichen, 
anstatt dass diese beim Empfänger als Einkommen versteuert wer-
den müssen.

Im konkreten Fall hatte ein Kreditinstitut seine Kunden zu einer 
Weinprobe und einem Golfturnier eingeladen. Diese Veranstaltun-
gen dienten lediglich der Pflege der Geschäftsbeziehungen und be-
inhalteten keine direkte Produktwerbung.

Die Bank hatte diese Ausgaben ursprünglich als pauschal zu be-
steuernde Sachzuwendungen behandelt. Jedoch entschied der BFH, 
dass solche Zuwendungen, die ausschließlich der Kundenpflege 
dienen und nicht spezifisch auf den Vertrieb von Produkten oder 
Dienstleistungen abzielen, nicht als Sachzuwendungen im Sinne 
der Pauschalbesteuerung anzusehen sind, denn die von der Bank 
gewährten Zuwendungen führen bei ihren Kunden als Zuwen-
dungsempfängern nicht zu einkommensteuerbaren Einkünften 
(aus Kapitalvermögen). Die streitigen Zuwendungen seien weder 
ein zusätzliches Entgelt, das durch die Kapitalanlagen der Kunden 
veranlasst war, noch ein ggf. vorgezogenes Entgelt für eine geplan-
te künftige Kapitalüberlassung. Vielmehr handelte es sich bei den 
Veranstaltungen um (Werbe-)Maßnahmen der Kundenpflege und 
-bindung. 

Für den BFH liegen auch keine zu versteuernden Geschenke vor. 
Denn erfasst werden nur Geschenke, wenn und soweit der Emp-
fänger dieser Geschenke dadurch steuerbare Einkünfte erzielt und 
das war bei den streitigen Sachzuwendungen an die Bankkunden 
nicht der Fall.

6.	 Arbeitgeberzuschüsse zum 
	 Deutschlandticket 

Im Schreiben vom 7.11.2023 hat das Bundesministerium für Fi-
nanzen (BMF) Ergänzungen in Bezug auf die Steuerbefreiung von 
Arbeitgeberzuschüssen für Fahrten im Öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) vorgestellt.

Arbeitgeber, die ihren Angestellten Zuschüsse für Fahrten im ÖPNV 
gewähren, können dies steuerfrei tun. Ein prominentes Beispiel da-
für ist das „Deutschland-Ticket Jobticket“. Dieser Steuervorteil gilt 
unabhängig vom Anlass der Fahrt.

Bedingung für die Steuerbefreiung ist, dass die Zuschüsse „zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ geleistet werden. Das 
bedeutet, dass diese nicht Teil des regulären Gehalts sein dürfen, 
sondern eine separate, zusätzliche Leistung darstellen.

In bestimmten Fällen erlaubt die Deutsche Bahn die Nutzung von 
IC/ICE-Verbindungen mit dem Deutschlandticket. Das Finanzminis-
terium (BMF) bestätigt, dass auch in solchen Fällen die Nutzung als 
Fahrt im ÖPNV gilt und somit steuerlich begünstigt ist.

7.	 Behandlung von kostenlosen oder  
verbilligten Mahlzeiten

Mit Schreiben vom 7.12.2023 informiert das Bundesministerium für 
Finanzen über die lohnsteuerliche Behandlung von unentgeltlichen 
oder verbilligten Mahlzeiten für Arbeitnehmer ab 2024.

Wenn Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern arbeitstäglich Mahlzeiten 
unentgeltlich oder zu einem verbilligten Preis anbieten, wird dies 
als geldwerter Vorteil angesehen und muss entsprechend versteuert 
werden. Als Besteuerungsgrundlage werden ab dem Jahr 2024 die 
folgenden Sachbezugswerte festgelegt:

Für ein Mittag- oder Abendessen beträgt der Wert je 4,13 € (vorher 
3,80 €) und für ein Frühstück 2,17 € (vorher 2,- €). Bei Vollverpfle-
gung (Frühstück, Mittag- und Abendessen) beträgt der Gesamtwert 
10,43 € (vorher 9,60 €).

Diese Regelungen gelten ab dem 1.1.2024 auch für Mahlzeiten, die 
Arbeitnehmern während einer dienstlich veranlassten Auswärtstä-
tigkeit oder bei doppelter Haushaltsführung zur Verfügung gestellt 
werden, solange der Preis der Mahlzeit 60 € nicht übersteigt. An-
dernfalls wird der Wert der Mahlzeit in voller Höhe als geldwerter 
Vorteil angesehen.

8.	 Zeitpunkt der Umsatzbesteuerung

Der Bundesfinanzhof (BFH) kam in seinem Urteil vom 17.8.2023 zu 
dem Schluss, dass für die Umsatzbesteuerung eines Betrags dieser 
zunächst tatsächlich auf dem Konto des Leistungserbringers gutge-
schrieben sein muss.

Im entsprechenden Fall hatte ein Unternehmen Umsätze, für die 
das Entgelt vom Leistungsempfänger per Überweisung bezahlt wur-
de. Das Finanzamt wollte diese Umsätze im Jahr der Wertstellung 
(Valutierung) der Überweisung, also dem Jahr, in dem der Betrag 
zinswirksam wurde, besteuern.

Die eigentliche Gutschrift (der Tag, an dem das Geld tatsächlich 
auf dem Konto des Empfängers ankommt und er es nutzen kann) 
auf dem Konto des Unternehmens erfolgte jedoch erst im Folgejahr. 
Die Richter des BFH entschieden daraufhin, dass die Umsätze erst 
im Jahr der Gutschrift auf dem Konto des Unternehmens als verein-
nahmt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes gelten und somit auch 
erst für dieses Jahr zu besteuern sind.

Das Urteil stellt klar: Für die Vereinnahmung eines Betrags ist ent-
scheidend, dass der Empfänger über das Geld wirtschaftlich ver-
fügen kann. Dies ist erst der Fall, wenn der Betrag tatsächlich auf 
dem Konto des Empfängers gutgeschrieben ist. Eine rückwirkende 
Wertstellung ändert daran nichts, da sie nur die Zinswirksamkeit 
betrifft, nicht aber die tatsächliche Verfügbarkeit des Geldes für den 
Empfänger.

9.	 Steuerbefreiung von Betriebsvermögen bei 
Erbschaft und Schenkung

Erbschaften oder Schenkungen von Betriebsvermögen können un-
ter bestimmten Bedingungen zum großen Teil steuerbefreit bleiben. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) äußerte sich nun in diesem Zusammen-
hang mit seinem Urteil vom 13.9.2023 zum sog. „90%-Einstiegs-
test“, welcher unter bestimmten Voraussetzungen entscheidet, ob 
Betriebsvermögen von der Erbschaft- und Schenkungsteuer zum 
Teil befreit werden kann.

Kernfrage bei dem Test ist, ob das Verwaltungsvermögen mehr als 
90 % des Gesamtwerts des Betriebsvermögens ausmacht. In diesem 
Fall entfällt die Steuerbegünstigung für das gesamte Betriebsver-
mögen.

Das Verwaltungsvermögen umfasst Vermögenswerte, die nicht 
oder nur mittelbar für den betrieblichen Zweck genutzt werden. 
Dazu gehören typischerweise:

	» Finanzanlagen wie Aktien, Anleihen, Beteiligungen an Kapital-
gesellschaften, die nicht dem Betriebszweck dienen.

	» Immobilien, die nicht betrieblich genutzt werden, wie vermie-
tete Wohn- oder Geschäftsimmobilien.



Basiszinssatz:	 Seit 1.1.2024 = 3,62 %; 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 %; 1.1. – 30.6.2023 = 1,62 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB) 	 Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz:	 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB)	 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	
		 abgeschlossen bis 28.7.2014:	 Basiszinssatz + 8-%-Punkte	
		 abgeschlossen ab 29.7.2014:	 Basiszinssatz + 9-%-Punkte
				   zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:	 2024:	 Januar = 117,6
	(2020 = 100)	 2023:	 Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8;  
		 August = 117,5; Juli = 117,1; Juni = 116,8; Mai = 116,1; April = 116,6; März = 116,1;  
		 Februar = 115,2		
		 Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

	» sonstige Vermögenswerte, die nicht direkt dem Geschäftsbetrieb 
dienen (Kunstwerke, Sammlungen oder nicht betriebsnotwendi-
ge liquide Mittel).

Ziel der Regelung ist es, dass Vermögen, das hauptsächlich aus Ver-
waltungsvermögen besteht und somit weniger aktiv im Geschäfts-
betrieb genutzt wird, keine ungerechtfertigten Steuervorteile erhält.

Im konkreten Fall erhielt eine Tochter von ihrem Vater GmbH-Anteile 
für ein Handelsunternehmen mit Forschungstätigkeit, das über er-
hebliche Finanzmittel verfügte. Die Tochter ging nun davon aus, dass 
die erhaltenen Unternehmensanteile als steuerfrei anzusehen wa-
ren, das Finanzamt war jedoch aufgrund der Höhe der Finanzmittel 
anderer Meinung.

Nach Urteil durch das Finanzgericht stellte der BFH im Anschluss 
klar, dass bei Handelsunternehmen wie der betroffenen GmbH die 
betrieblich veranlassten Schulden von den Finanzmitteln abzu-
ziehen sind, um zu bestimmen, ob das Verwaltungsvermögen 90 % 
des Gesamtvermögens übersteigt. Nach Abzug der Schulden von den 
Finanzmitteln wurde daraufhin festgestellt, dass das Verwaltungs-
vermögen unter 90 % lag. Daher blieb die Steuerbefreiung für das 
Betriebsvermögen bestehen.

Achtung: Dieser Beitrag behandelt spezifische Aspekte der Steu-
erbefreiung von Betriebsvermögen im Kontext von Erbschaften 
und Schenkungen. Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass die Inan-
spruchnahme einer anteiligen Steuerbefreiung für Betriebsvermö-
gen an eine Vielzahl weiterer Voraussetzungen geknüpft ist. Jeder 
Erbschafts- und Schenkungsfall ist einzigartig und sollte individuell 
durch den Steuerberater begleitet werden.

10.	 Steuerneutrale Vermögensübertragungen 
jetzt auch für beteiligungsidentische  
Personengesellschaften

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Beschluss vom 
28.11.2023 eine Regelung des Einkommenssteuergesetzes als ver-
fassungswidrig erklärt. Bislang schloss das Gesetz in der Fassung des 
Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetzes die steuerneutrale 
Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen Personengesellschaf-
ten aus, wenn diese dieselben Gesellschafter in gleichem Verhält-
nis hatten. Dies führte zu einer Ungleichbehandlung im Vergleich 
zu anderen Arten von Transfers, die unter denselben Bedingungen 
steuerneutral möglich waren.

Im ausschlaggebenden Fall hatte die F1-KG, eine gewerblich täti-
ge GmbH & Co. KG, zwei bebaute Grundstücke zu Buchwerten an 

eine beteiligungsidentische Schwesterpersonengesellschaft (F2-KG) 
übertragen. Das Finanzamt sah in diesem Vorgang die Realisierung 
stiller Reserven und besteuerte den daraus resultierenden Gewinn, 
was von der F1-KG angefochten wurde.

Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab der Klage der F1-KG 
statt, woraufhin das Finanzamt Revision einlegte. Der Bundesfinanz-
hof legte die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung dem 
BVerfG vor.

Das BVerfG stellte fest, dass die Regelung gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz des Grundgesetzes verstößt. Es gab keine überzeu-
genden Gründe für die Ungleichbehandlung von beteiligungsiden-
tischen Personengesellschaften. Das Gericht forderte eine Neu-
regelung, die rückwirkend für Übertragungsvorgänge nach dem 
31.12.2000 gilt. Die Entscheidung ermöglicht es nun beteiligungs-
identischen Personengesellschaften, Wirtschaftsgüter untereinander 
steuerneutral zu übertragen.

11.	 Keine Steuerbefreiung für den  
Verkauf von Gartengrundstücken

In einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) v. 26.9.2023 wur-
de klargestellt, dass der Verkauf eines vom Wohngrundstück abge-
trennten Gartengrundstücks nicht von der Einkommensteuer befreit 
ist. 

Gewinne aus privatem Verkauf von Grundstücken, grundstücksglei-
chen Rechten – wie das Erbbaurecht ‑ sind grundsätzlich steuer-
pflichtig, wenn zwischen Kauf und Verkauf weniger als zehn Jahre 
liegen. Eine Ausnahme von dieser Regel besteht, wenn die veräu-
ßerte Immobilie vom Eigentümer selbst zu Wohnzwecken genutzt 
wurde.

In dem verhandelten Fall hatten die Eigentümer ein großes Grund-
stück erworben, auf dem sich ein altes Bauernhaus befand. Das Haus 
diente als Wohnhaus, während das umliegende Land als Garten ge-
nutzt wurde. Nach einiger Zeit entschieden sich die Eigentümer, das 
Grundstück zu teilen und einen Teil des Gartens zu verkaufen. Sie 
gingen davon aus, dass der Gewinn aus diesem Verkauf steuerfrei 
wäre, da das Grundstück mit dem gesamten Garten zuvor zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurde.

Der BFH widersprach dieser Annahme. Laut Gericht ist eine Steuer-
befreiung nur dann möglich, wenn die veräußerte Immobilie selbst 
bewohnt wurde. Ein unbebautes Grundstück, wie ein Garten, erfüllt 
diese Bedingung nicht, selbst wenn es direkt an das Wohnhaus an-
grenzt und zuvor als Teil des Wohnbereichs genutzt wurde.
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1. Steuerklassen III und V sollen abgeschafft 
werden – Ehegattensplitting soll bleiben

Die Bundesregierung plant die Abschaffung der Steuerklassen 
III und V ab dem Jahr 2030. Die Änderung soll mit einem steigenden 
Digitalisierungsgrad einhergehen. Eine Einigung mit den Ländern ist 
noch zu erzielen. Die digitale Umsetzung wird nach Angabe des Bun-
desfinanzministeriums etwa 5 Jahre betragen.

Ehepaare und eingetragene Lebenspartnerschaften erhalten der-
zeit automatisch die Steuerklassenkombination IV / IV, können auf 
Antrag auch die Kombination III  /  V oder die Steuerklasse  IV mit 
„Faktor“ erhalten. Die Steuerklassenkombination IV  /  IV wird übli-
cherweise von Paaren gewählt, zwischen deren Einkünften keine 
größere Differenz liegt oder wenn Lohnersatzleistungen wie Eltern-
geld etc. anstehen. Der Grundfreibetrag und die Kinderfreibeträge 
werden bei Steuerklasse V nicht berücksichtigt, dafür jedoch doppelt 
bei der Steuerklasse  III. Dies führt bei Arbeitnehmern, deren Ein-
kommen dem automatischen Lohnsteuerabzug unterliegt, zu einem 
höheren Steuerabzug in der Steuerklasse V und einem geringeren in 
der Steuerklasse III. 

Summarisch steht diesen Paaren während des Jahres eine höhere 
Liquidität zur Verfügung. Sie sind aber verpflichtet, im Folgejahr eine 
Einkommensteuererklärung abzugeben. Diese kann zu einer Steuer-
nachzahlung führen, falls keine größeren sonstigen Abzugsposten 
vorhanden sind.

Ersetzt werden soll die Steuerklassenkombination III  / V durch ein 
sog. Faktorverfahren, bei dem die Steuerbelastung bereits während 
des Jahres realitätsgenau unter Berücksichtigung der jeweiligen Ar-
beitseinkommen ermittelt werden soll, so auch unter Einbeziehung 
von Lohnersatzleistungen wie Elterngeld oder Arbeitslosengeld.

Das sog. Ehegattensplitting soll künftig ungeachtet der Steuer-
klassenkombination ebenfalls berücksichtigt und nicht abgeschafft 
werden. Beim Ehegattensplitting werden die Einkommen der Partner 
zusammengerechnet, die zustehenden Freibeträge zweifach berück-
sichtigt. Hierdurch wird vermieden, dass ein Freibetrag bei geringem 
Einkommen eines Partners nicht berücksichtigt wird. Dies reduziert 
den Steuertarif des Partners mit dem höheren Einkommen. 

2. Ist die Energiepreispauschale steuerbar? 
Revision beim BFH eingelegt

Der Gesetzgeber hatte mit dem Steuerentlastungsgesetz 2022 eine 
Energiepreispauschale (EPP) eingeführt, die Berechtigte in Höhe von 
300 € erhielten. Im Gesetz ist die Steuerbarkeit der erhaltenen Zu-
wendung geregelt. Je nach persönlichen steuerlichen Verhältnissen 
kann eine Steuerpflicht entstehen. Per Gesetz ist die EPP den Ein-
künften aus nichtselbstständiger Tätigkeit bzw. alternativ den sons-
tigen Einkünften zugeordnet.

Eine Vielzahl von Steuerpflichtigen wehren sich derzeit gerichtlich 
gegen eine Besteuerung der EPP. In einem der führenden Verfahren 
hat das Finanzgericht Münster (FG) am 17.4.2024 entschieden, dass 
die EPP einer Arbeitnehmerin steuerbar und steuerpflichtig bei den 
Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit ist und dies auch verfas-
sungsgemäß sei. Ob dies auch für Begünstigte gilt, die keine Arbeit-
nehmer sind und bei denen sich eine Besteuerung ggf. im Rahmen der 
sonstigen Einkünfte ergibt, hatte das Gericht nicht zu entscheiden.
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Wegen der grundsätzlichen Bedeutung hat das FG die Revision zu-
gelassen, welche beim Bundesfinanzhof (BFH) eingelegt wurde. Eine 
Entscheidung ist noch nicht absehbar. Steuerpflichtige können bei 
vergleichbarem Sachverhalt und noch nicht rechtskräftigen Be-
scheiden unter Hinweis auf das Aktenzeichen VI R 15/24 des BFH 
Einspruch einlegen und die Aussetzung der Vollziehung beantragen. 
Der Steuerberater ist der geeignete Ansprechpartner zur Klärung der 
Angelegenheit. Eine etwaige Steuerersparnis fällt allerdings gering 
aus.

3. Grundstücksbewertung im Bundesmodell 
rechtswidrig? Finanzverwaltung reagiert mit 
Ländererlass

Ab dem 1.1.2025 wird die Grundsteuer für Grundstücke nach einer 
geänderten Bemessungsgrundlage erhoben, die derzeit für sämtliche 
Grundstücke in Deutschland neu festgestellt und den Grundstücks-
eigentümern mitgeteilt wird. Die Bundesländer haben sich für unter-
schiedliche Bewertungsmodelle entschieden.

Eines dieser Modelle, das sog. „Bundesmodell“, ist Gegenstand meh-
rerer gerichtlicher Verfahren. Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz 
(FG) hat im einstweiligen Rechtsschutzverfahren eine Aussetzung 
der Vollziehung beschlossen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat diese 
Entscheidung bestätigt. Die Entscheidung im Hauptsacheverfahren 
steht noch aus.

Eine Aussetzung der Vollziehung wird nur gewährt, wenn ernsthafte 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheides bestehen. 

Das FG und der BFH haben einfachrechtliche und verfassungsmä-
ßige Zweifel an den anzuwendenden Bewertungsvorschriften zur 
Feststellung der Grundstückswerte. Insbesondere, als das Gesetz den 
Grundstückswert typisierend feststellt, ohne die gesetzlich geregelte 
Möglichkeit des einzelfallbezogenen Nachweises eines Grundstücks-
eigentümers, dass sein Grundstückswert den festgestellten Wert um 
40 % oder mehr unterschreitet.

Die Finanzverwaltungen der betroffenen Bundesländer haben auf 
diese vorläufigen Entscheidungen mit einem gemeinsamen Län-
dererlass reagiert. Hierin ist nun geregelt, dass Grundstückseigen-
tümer berechtigt sind, den Nachweis eines niedrigeren Wertes des 
Grundstücks zu erbringen. Dieser wird berücksichtigt, wenn ein be-
stellter oder zertifizierter Gutachter bzw. der Gutachterausschuss 
diesen niedrigeren Wert feststellt oder wenn im gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehr ein um mindestens 40 % niedrigerer Kaufpreis inner-
halb eines Jahres vor oder nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt 
erzielt wird. Gleiches gilt für erbbaurechtsbelastete Grundstücke. 

Die Erlasse sind auf alle noch nicht bestandskräftigen Bescheide 
anzuwenden, außerdem auch bei bestandskräftigen Wertfortschrei-
bungen, wenn die Abweichung größer als 15.000 € ist. 

Für das Bundesmodell bei der Grundstücksbewertung haben sich 
Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland (mit Abweichungen), 
Sachsen (mit Abweichungen), Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein 
und Thüringen entschieden.

In diesen Bundesländern soll die Finanzverwaltung Einsprüchen 
mit Anträgen auf Aussetzung der Vollziehung angemessen befristet 
ohne Einholung eines Gutachtens durch den Eigentümer stattgeben, 
wenn die Angaben zum Wert schlüssig sind.

Ein Gutachten muss ggf. später eingeholt werden. Zur Erfolgsaus-
sicht sollten betroffene Grundstückseigentümer sich im konkreten 
Fall beraten lassen.

Achtung: Wichtig ist, dass innerhalb eines Monats ab Zustellung 
gegen den Grundlagenbescheid (der 1. Bescheid!) Einspruch erhoben 
wird und nicht erst gegen den Grundsteuermessbescheid oder den 
Bescheid, mit dem die Stadt/Gemeinde die Grundsteuer erhebt.

4. Verlängerung der Tarifermäßigung für  
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

Der Gesetzgeber hatte befristet bis zum Veranlagungszeitraum 2022 
eine Tarifermäßigung für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
verabschiedet. Die Verlängerung der Tarifermäßigung, welche rück-
wirkend ab dem Veranlagungszeitraum 2023 befristet bis zum Ver-
anlagungszeitraum 2028 gelten soll, hat der Bundestag am 5.7.2024 
beschlossen. Der Bundesrat muss noch zustimmen. In seiner Sitzung 
ebenfalls vom 5.7.2024 wurde der Antrag zur Beratung in die zu-
ständigen Ausschüsse überwiesen. Die nächste Sitzung des Bundes-
rates findet am 27.9.2024 statt.

Die Tarifermäßigung soll dergestalt stattfinden, dass Gewinne und 
Verluste eines 3-Jahres-Zeitraums miteinander verrechnet werden, 
die Veranlagungszeiträume 2023 bis 2025 untereinander sowie die 
Veranlagungszeiträume 2026 bis 2028. Für Landwirte im Sinne der 
EU-Verordnung soll die Regelung unmittelbar gelten, für sonstige 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nach Genehmigung durch 
die Europäische Kommission. Dem Genehmigungsvorbehalt unterlie-
gen Einkünfte aus Forstwirtschaft, Binnenfischerei, Teichwirtschaft 
sowie Fischzucht für die Binnenfischerei und Teichwirtschaft.

Hintergrund der Regelung ist die Abmilderung von Gewinnschwan-
kungen infolge des Klimawandels bzw. der Witterungsbedingungen. 
Bislang relativ unbeachtet geblieben ist ein Urteil des Niedersäch-
sischen Finanzgerichts vom 24.4.2024 (4 K 6/24), welches in einem 
anderen Klagezusammenhang Bedenken gegen die Verfassungs-
mäßigkeit der Tarifermäßigung für die Land- und Forstwirtschaft 
festgestellt hat und einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungs-
grundsatz sah. Die Revision wurde zugelassen. Es erscheint also 
keineswegs sicher, dass die finanzgerichtliche Rechtsprechung diese 
gesetzliche Regelung „durchwinkt“.

5. Lohnsteuerpauschalierung auch bei  
Betriebsveranstaltung im „kleinen Kreis“

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 27.3.2024 (Az. VI R 
5/22) entschieden, dass ein Arbeitgeber seit der Gesetzesänderung 
ab dem Veranlagungszeitraum 2015 auch bei Betriebsveranstaltun-
gen, die nicht allen Angehörigen eines Betriebs oder eines Betriebs-
teils offenstehen, die Versteuerung des Sachbezugs durch die Lohn-
steuerpauschalierung mit 25 % übernehmen kann.

Viele Unternehmen veranstalten für ihre Belegschaft z.B. Sommer-
feste oder Weihnachtsfeiern. Die hierfür entstehenden Kosten kann 
das Unternehmen bis zu einem Betrag in Höhe von 110 € pro Veran-
staltung bis zu zweimal jährlich je Mitarbeiter als lohnsteuerfreien 
Sachbezug zur Verfügung stellen. Der Arbeitnehmer muss die Zu-
wendung dann nicht als Arbeitslohn versteuern und es fallen auch 
keine Sozialversicherungsbeiträge an. 

Soweit ein Arbeitnehmer in den Genuss von mehr als zwei Veranstal-
tungen jährlich kommt oder die Kosten für ihn und ggf. eine Begleit-
person zusammen 110 € pro Veranstaltung übersteigen, handelt es 
sich bei dem überschießenden Betrag um lohnsteuerpflichtigen Ar-
beitslohn, für den auch Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen sind.

Der Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer aber durch Zahlung einer 
pauschalen Lohnsteuer in Höhe von 25 % von der Lohnsteuer- und 



Sozialversicherungspflicht freistellen. Zur Verfahrensweise bei sog. 
Leiharbeitnehmern sollte Rücksprache mit dem Steuerberater ge-
halten werden.

Im zu entscheidenden Fall war das Finanzamt der Meinung, dass 
der Arbeitgeber nicht zur Pauschalversteuerung berechtigt war, 
weil keine Betriebsveranstaltung vorgelegen habe, denn die Veran-
staltung sei nicht für alle Mitarbeiter zugänglich gewesen, sondern 
nur für einen ausgesuchten Kreis von leitenden Angestellten und 
Vorstandsmitgliedern.

In der Vergangenheit war nach der Rechtsprechung des BFH die Teil-
nahmemöglichkeit für alle Mitarbeiter eines Betriebs oder Betriebs-
teils aber Voraussetzung für die Anerkennung als Betriebsveranstal-
tung. Nachdem der Gesetzgeber das Gesetz entsprechend geändert 
hat, aber trotz der gefestigten Rechtsprechung des BFH in diesem 
Punkt diese Voraussetzung nicht explizit in das Gesetz aufgenom-
men hat, geht das Gericht nun davon aus, dass seit der Gesetzes-
änderung ab 2015 eine Betriebsveranstaltung auch dann vorliegen 
kann, wenn diese nicht für sämtliche Mitarbeiter zugänglich ist.

6. Verspätete Pauschalbesteuerung kann teuer 
werden

Das Bundessozialgericht (BSG) hat am 23.4.2024 (Az. B 12 BA 3/22 R)  
entschieden, dass die Pauschalbesteuerung mit 25 % für Aufwen-
dungen bei Betriebsfeiern oberhalb von 110 € unverzüglich mit der 
nächsten Entgeltabrechnung durchzuführen ist.

Eine spätere Anmeldung der Pauschalbesteuerung führt sozialversi-
cherungsrechtlich dazu, dass Arbeitgeber- und Arbeitnehmerantei-
le für sämtliche Sozialversicherungszweige nachzuzahlen sind. Eine 
steuerrechtlich andere Regelung ist lt. BSG ohne Belang.

7. Zuordnung von Leistungen zum Unterneh-
men - Zeitpunkt und Dokumentation der 
Entscheidung

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat sich mit Schreiben 
vom 17.5.2024 als Folge mehrerer Entscheidungen des Bundesfi-
nanzhofes (BFH) aus dem Jahr 2022 sowie einer Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) aus dem Jahr 2021 zur Zuord-
nung von Gegenständen zum Betriebs- oder Privatvermögen im 
Rahmen des Vorsteuerabzugs geäußert sowie zu den Fragen der 
Fristgebundenheit entsprechender Mitteilungen an die Finanzver-
waltung und Dokumentation derselben.

Der EuGH hatte entschieden, dass die Finanzbehörde den Vorsteu-
erabzug in Bezug auf einen Gegenstand verweigern darf, wenn 
der Steuerpflichtige ein Wahlrecht hat, ob dieser dem Unterneh-
mensbereich zugeordnet werden soll oder dem Privatvermögen, der 
Steuerpflichtige der Finanzbehörde aber bis zum Ablauf der Frist 
für die Abgabe der Umsatzsteuererklärung nicht erklärt hat, welche 
Zuordnung er vorgenommen habe oder zumindest entsprechende 
Anhaltspunkte für die Finanzverwaltung feststellbar seien.

Der BFH hatte in Ergänzung entschieden, dass bei Vorlage objektiv 
erkennbarer Anhaltspunkte innerhalb der Dokumentationsfrist kei-
ne fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich ist 
und diese auch noch nach Fristablauf nachgeholt werden könne. 
Eine Mitteilung ist demnach nur erforderlich, wenn keine objektiv 
erkennbaren Anzeichen vorliegen.

Die Dokumentation müsse innerhalb der gesetzlichen Regelabga-
befrist für die Umsatzsteuererklärung erfolgen, wenn keine objektiv 

erkennbaren Beweisanzeichen vorhanden sind. Eine Fristverlänge-
rung zur Abgabe der Steuererklärung verlängert nicht die Doku-
mentationsfrist. Bis zum Ablauf der Dokumentationsfrist kann eine 
im Voranmeldungsverfahren getroffene Entscheidung durch aus-
drückliche Mitteilung korrigiert werden.

Das BMF hat daher nun klargestellt, dass bei einem Zuordnungs-
wahlrecht auch Verträge mit Umsatzsteuerausweis oder Benennung 
in Bauantragsunterlagen, z.B. als Bürotrakt, als entsprechende 
Beweisanzeichen zu bewerten sind, auch für eine nur teilweise 
Zuordnung zum Unternehmen. Gleiches gilt für die betriebliche 
Versicherung eines Gegenstandes, Kauf oder Verkauf unter dem 
Firmennamen, bilanzielle und ertragsteuerliche Behandlung des 
Gegenstandes. Gleichwohl sollte auch Gründen der Rechtssicherheit 
eine rechtzeitige Mitteilung an das Finanzamt erfolgen.

Die Grundsätze des BMF-Schreibens vom 17.5.2024 sind in offe-
nen Fällen anzuwenden. Das Schreiben des BMF kann auf dessen 
Homepage heruntergeladen werden. Das bislang gültige BMF- 
Schreiben vom 2.1.2014 wurde mit dem neuen Schreiben aufgeho-
ben, der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde ebenfalls entspre-
chend angepasst.

8. Meldepflicht elektronischer Kassen- und 
anderer Grundaufzeichnungssysteme ab 
1.1.2025

Das BMF hat in mehreren Schreiben nun die Aufnahme der Mel-
depflicht für elektronische Kassensysteme mit einer technischen 
Sicherheitseinrichtung (TSE) ab dem 1.1.2025 mitgeteilt. Die Mel-
dung und Übermittlung erfolgt für jede Betriebsstätte getrennt in-
nerhalb eines Monats nach Anschaffung, Leasingbeginn bzw. -ende 
oder Außerbetriebnahme mit amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
über ELSTER mit folgenden Angaben:

	» Name und Steuernummer des Steuerpflichtigen

	» Art der zertifizierten Technischen Sicherheitseinrichtung (TSE)

	» Art, Anzahl und Seriennummer des bzw. der verwendeten 
elektronischen Aufzeichnungssysteme

	» Datum der Anschaffung bzw. der endgültigen Außerbetrieb-
nahme oder Nutzung in einer anderen Betriebsstätte 

Für vor dem 1.7.2025 angeschaffte Kassen ist die Meldung bis zum 
31.7.2025 vorzunehmen, für ab dem 1.7.2025 angeschaffte Kassen-
systeme sowie Außerbetriebnahmen gilt die Monatsfrist. Gleiches 
gilt für Taxameter und Wegstreckenzähler mit TSE. Hier ist auch 
das Kfz-Kennzeichen mitzuteilen. Ohne TSE dürfen diese noch bis 
zum 31.12.2025 genutzt werden. Betroffene Unternehmen sollten 
bereits jetzt die erforderlichen Daten zusammenstellen und sich ei-
nen Überblick über alle in den Betriebsstätten genutzten Systeme 
verschaffen.

9. BFH hat Bedenken gegen die Beschränkung 
der Verlustabzugsverrechnung bei Termin-
geschäften

Einkünfte aus Kapitalvermögen sind steuerpflichtig mit erheblichen 
Erschwernissen im Bereich der Verlustverrechnung. Speziell für Ka-
pitalerträge aus Termingeschäften gilt seit 2021 eine doppelte Ver-
lustverrechnungsbeschränkung.
Diese sieht so aus, dass derartige Verluste nur mit Gewinnen aus 
anderen Termingeschäften oder Stillhalterprämien verrechnet wer-
den dürfen. Ein Ausgleich mit anderen Kapitaleinkünften ist nicht 
möglich. Eine Verlustverrechnung ist auch nur bis zu 20.000 € pro 



Basiszinssatz:	 Seit 1.7.2024 = 3,37 %; 1.1. – 30.6.2024 = 3,62 %; 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) 	 Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz:	 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB)	 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	
		 abgeschlossen bis 28.7.2014:	 Basiszinssatz + 8-%-Punkte	
		 abgeschlossen ab 29.7.2014:	 Basiszinssatz + 9-%-Punkte
				   zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:	 2024:	 Juli = 119,8; Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1; 
	(2020 = 100)	 Januar = 117,6 
		 2023:	 Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8;  
		 August = 117,5
		 Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Veranlagungsjahr möglich. Verbleibende Verluste dürfen zeitlich un-
begrenzt in die Folgejahre vorgetragen werden.

Ein automatischer Steuerabzug erfolgt bei inländischen Erträgen aus 
Termingeschäften. Verluste werden dem Steuerpflichtigen bankseitig 
bescheinigt, eine Verrechnung kann erst in der Veranlagung geltend 
gemacht werden, ebenso der Verlustvortrag.

Wer z.B. aus Dividenden einen Gewinn von 10.000 € (vor Steuer-
abzug) und einen Gewinn aus einem Termingeschäft von 30.000 € 
(vor Steuerabzug) erzielt, aber aus einem anderen Termingeschäft 
einen Verlust von 40.000 €, hat wirtschaftlich unter dem Strich eine 
schwarze Null stehen.

Steuerlich ist eine Verrechnung des Verlustes aus dem Terminge-
schäft mit dem Gewinn aus Dividenden gar nicht möglich, eine Ver-
rechnung des Verlustes in Höhe von 40.000 € mit dem Gewinn in 
Höhe von 30.000 € nur in Höhe von 20.000 €. Steuerlich verbleibt 
dem Steuerpflichtigen ein Gewinn in Höhe von 20.000 € (10.000 € 
aus Dividenden und 10.000 € aus Termingeschäften). Es kann aus 
dem Verlust des Termingeschäfts im betreffenden Veranlagungsjahr 
nur ein Betrag in Höhe von 20.000 € steuerlich berücksichtigt wer-
den, die verbleibenden 20.000 € können erst in der Zukunft mit posi-
tiven Einkünften aus Termingeschäften verrechnet werden, mit dem 
Risiko des Totalausfalls, falls keine Gewinne mehr erzielt werden.

Mit dieser Beschränkung der Verlustabzugsverrechnung waren Klä-
ger nicht einverstanden. Nach erfolglosem Einspruchsverfahren ge-
gen den Einkommensteuerbescheid und Ablehnung der Aussetzung 
der Vollziehung durch das zuständige Finanzamt, bekamen sie vor 
dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz als auch vor dem BFH im einst-
weiligen Rechtsschutzverfahren Recht und die Vollziehung wurde 
einstweilig ausgesetzt. 

Der BFH hat Verfassungsbedenken aufgrund eines möglichen Versto-
ßes gegen das Gleichbehandlungsgebot gesehen, wenn eine Besteu-
erung wirtschaftlich nicht erzielter Gewinne erfolgt. Ein ähnliches 
Verfahren ist noch zur Berücksichtigung von Aktienveräußerungs-
verlusten anhängig. Eine endgültige Entscheidung wird sicher erst 
vor dem Bundesverfassungsgericht in einigen Jahren ergehen.

Steuerpflichtige sollten noch nicht rechtskräftige Bescheide offen-
halten und sich von ihrem Steuerberater Rat einholen.

10. Änderungen bei Meldepflichten für Fremd-
währungskonten spätestens ab 2025

Anleger, die Kapitaleinkünfte erzielen, erhalten eine Bescheinigung 
über diese Einkünfte sowie ggf. bereits abgeführter Abgeltungssteu-
ern von ihren Banken. Beides wird von den kontoführenden Banken 
auch der Finanzverwaltung gemeldet, bislang zumeist allerdings nur 
für die in Euro geführten Konten. 

Sofern ein Anleger über sog. Fremdwährungskonten verfügt, aus de-
nen Kapitaleinkünfte erzielt werden, war dieser bereits in der Ver-
gangenheit verpflichtet, die Meldung an die Finanzverwaltung selbst 
vorzunehmen.

Spätestens ab dem Jahr 2025 sind die Banken jedoch verpflichtet, 
diese Meldungen direkt an die Finanzverwaltung vorzunehmen. Ein 
Blick in die Steuerbescheinigung gibt Auskunft darüber, ob die eige-
ne Bank diese Meldung bereits in der Vergangenheit vorgenommen 
hat. Anleger sollten anderenfalls überprüfen, ob sie der eigenen Mel-
depflicht an die Finanzverwaltung vor 2025 selbstständig nachge-
kommen sind.

Wenn nämlich die Banken ab 2025, manche bereits im Jahr 2024,  
die Meldungen vornehmen und sich bei einem Steuerpflichtigen mit 
Fremdwährungskonten Kapitaleinkünfte hieraus ergeben, wird dies 
die Aufmerksamkeit der Finanzverwaltung erregen, falls zuvor kei-
ne derartigen Einkünfte durch den Steuerpflichtigen selbst erklärt 
wurden.

Jedenfalls wird es zu Nachfragen kommen. Sollten dann entspre-
chende Einkünfte nachzuerklären sein, ist es bereits zu spät, jeden-
falls für eine strafbefreiende Selbstanzeige. Durch die Meldung der 
Bank ist der Finanzverwaltung bereits bekannt, dass es Kapitalein-
künfte aus Fremdwährungskonten gibt und der Vorwurf der Steuer-
hinterziehung steht im Raum.

Achtung: Inhaber von Fremdwährungskonten sollten unverzüglich 
bei der kontoführenden Bank anfragen, ob die Mitteilungen bereits 
2024 an die Finanzverwaltung übermittelt werden. Sollte dies der 
Fall sein, ist es angezeigt, schnellstmöglich sämtliche Nachweise 
über die Kapitaleinkünfte aus Fremdwährungskonten zu beschaf-
fen und sich vom Steuerberater zu Zeitraum, Fristen und möglicher 
Selbstanzeige beraten zu lassen, bevor es zu spät ist.
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1. Frist für Steuerermäßigung nach dem Erb-
fall beginnt regelmäßig mit dem Tod des 
Erblassers

Hinterlässt eine verstorbene Person Vermögen sowie einen oder 
mehrere Erben, haben diese eine Erbschaftsteuererklärung abzuge-
ben. Unter Berücksichtigung der Höhe und Art der Vermögenswer-
te sowie der Nähe des Verwandtschaftsverhältnisses zum Erblasser 
haben die Erben mehr oder weniger Erbschaftsteuer zu entrichten. 
Möglicherweise fällt aufgrund des persönlichen Freibetrags auch gar 
keine Erbschaftsteuer an.

Andererseits haben die Erben auch noch nicht durchgeführte Ein-
kommensteuererklärungen für den Verstorbenen aus der Vergangen-
heit und ggf. auch für die Zukunft vorzunehmen. Dies kann auch 
für mehrere Jahre nach dem Tod des Erblassers notwendig werden, 

weil z.B. Erben nicht ermittelt werden können, Erbengemeinschaften 
nicht auseinandergesetzt werden und somit erst erheblich später 
etwaige dem Erblasser zuzuordnende Gewinne als Einkünfte zuzu-
ordnen sind. Dann haben die Erben die daraus resultierende Einkom-
mensteuer zu zahlen.

Das Gesetz sieht vor, dass Erben im Rahmen der Einkommensbe-
steuerung auf Antrag eine Ermäßigung der Einkommensteuer um die 
Teile der Erbschaftsteuer erhalten können, die im Veranlagungsjahr 
des Todes oder in den darauffolgenden 4 Veranlagungszeiträumen 
angefallen sind.

Was aber, wenn zwischen dem Tod des Erblassers und steuerrele-
vanten Vorgängen mehr als diese 5 Veranlagungszeiträume liegen?

Hierüber hatte der Bundesfinanzhof (BFH) zu entscheiden, da die 
Finanzverwaltung trotz eines Antrags auf Steuerermäßigung 6 Jahre 
nach dem Tod des Erblassers zwar Erbschaftsteuer festgesetzt hatte, 
aber keine Steuerermäßigung im Rahmen der Einkommensbesteue-
rung gewährt hatte. Dies hatte eine Doppelbelastung von Erbschaft- 
und Einkommensteuer für den Erben zur Folge. 

Im zu entscheidenden Fall hatte sich die Angelegenheit so lange 
hinausgezögert, weil aufgrund von Schwierigkeiten bei der Erbener-
mittlung der Erbschein erst so spät ausgestellt werden konnte, dass 
die Auseinandersetzung des Erbes mit steuerpflichtigen Vorgängen 
erst 6 Jahre nach dem Tod des Erblassers erfolgen konnte.

Der Erbe war der Ansicht, dass der maßgebliche Zeitpunkt für die 
Fristberechnung zur Gewährung der Ermäßigung der Zahlungszeit-
punkt der Steuer sei.

Dies haben jedoch sowohl das Finanzgericht als auch der BFH anders 
gesehen. Der maßgebliche Fristbeginn ist und bleibt der Tag des To-
des des Erblassers, unabhängig von der Kenntnis durch die Erben. Im 
Jahr des Todes sowie in den folgenden 4 Jahren können die Tarifer-
mäßigungen geltend gemacht werden. Es kommt daher nicht darauf 
an, wann die Zahlung der Steuer erfolgt oder Bescheide vorliegen.

Betroffene Erben sollten sich hierzu auf jeden Fall individuell steu-
erlich beraten lassen.
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2. Corona-Hilfen für Selbstständige sind  
beitragspflichtiges Einkommen freiwillig 
gesetzlich Krankenversicherter

Das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) hat 
in  2.  Instanz entschieden, dass die an Unternehmen und 
Selbstständige im Frühjahr 2020 ausgezahlte „Soforthilfe Corona“ 
sozialversicherungsrechtlich dem Beitragsrecht in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung unterfällt. Eine Revision wurde 
nicht zugelassen.

Der Zuschuss erhöht den Gewinn des Selbstständigen und ist im 
Rahmen der Einkommensbesteuerung zu berücksichtigen. Dadurch 
erhöht der Zuschuss bei freiwillig gesetzlich Kranken- und Pflege-
versicherten den Beitrag.

Für den Fall jedoch, dass der Zuschuss durch den Geber zurückge-
fordert wird, kann der Gewinn des Selbstständigen entsprechend um 
die Summe reduziert werden.

Gleiches gilt dann auch für die Beiträge zur freiwilligen gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung, denn Grundlage für die Höhe der 
Beiträge ist der Einkommensteuerbescheid, der bei einer Rückforde-
rung des Zuschusses geändert werden bzw., sofern noch nicht rechts-
kräftig, mit dem Einspruch offengehalten werden müsste.

3. Zufluss von Tantiemen beim GmbH- 
Gesellschafter-Geschäftsführer

Es gilt der Grundsatz, dass Tantiemen mit ihrem Zufluss zu besteuern 
sind. Zugeflossen sind diese üblicherweise, wenn sie bar ausgezahlt 
oder unbar auf einem Bankkonto des Empfängers gutgeschrieben 
wurden.

Sofern die Tantieme jedoch einem beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführer einer GmbH zusteht, kann der Zufluss der Tantieme 
auch bereits fiktiv bei Fälligkeit erfolgen, und zwar durch Feststel-
lung des entsprechenden Jahresabschlusses der Gesellschaft, in dem 
die Tantiemeforderung des Gesellschafter-Geschäftsführers als Ver-
bindlichkeit im Abschluss ausgewiesen wird.

Verzichtet der Gesellschafter-Geschäftsführer auf die Tantieme, 
kann es sich um eine verdeckte Einlage handeln.

Eine Fälligkeit der Tantieme ist hingegen nicht gegeben, wenn diese 
im festgestellten Jahresabschluss nicht als Verbindlichkeit abgebil-
det ist. Dies gilt auch dann, wenn diese Vorgehensweise den Grund-
sätzen ordnungsgemäßer Buchführung widerspricht.

Hierauf kommt es für die Fälligkeit und damit die Besteuerung der 
Tantieme beim Gesellschafter-Geschäftsführer nicht an. So sieht es 
mittlerweile der Bundesfinanzhof (BFH) entgegen der Auffassung 
der Finanzverwaltung.

Der BFH hat ein entsprechendes Verfahren nach dieser Feststellung 
an das Finanzgericht (FG) zurückverwiesen, da bislang keine Fest-
stellungen getroffen worden waren, warum die Passivierung der 
Tantieme als Verbindlichkeit im Jahresabschluss unterblieben war. 
Dies kann verschiedene Gründe haben, die dann jeweils unterschied-
lich zu bewerten sein könnten. Das Ergebnis des 2. Rechtsganges 
beim FG ist daher abzuwarten.

Das Bundesfinanzministerium hat sein BMF-Schreiben bislang nicht 
an die aktuelle Rechtssicht des BFH angepasst. Betroffene sollten 
sich daher steuerlich beraten lassen.

4. Reduzierung der Fördersätze in den BAFA-
Energieberatungsprogrammen seit 7.8.2024

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat seit 
dem 7.8.2024 die Fördersätze für die Energieberatungsförderung für 
Gebäude, Anlagen und Systeme von bislang 80 % auf nun 50 % 
gekürzt. 

Dies betrifft von Experten durchgeführte Energieberatungen für Ein- 
oder Zweifamilienhäuser, welche jetzt noch mit 50 % bzw. bis zu 
650 € förderfähig sind sowie bei Wohngebäuden ab 3 Wohneinhei-
ten mit 50 % bis zu 850 €. Für Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten gibt es eine einmalige zusätzliche Förderung i.H. von 250 € für 
den Berater, der die Beratungsergebnisse der Wohnungseigentümer-
versammlung erläutert.

5. Teilentgeltliche Übertragung von Immobilien 
auf dem Prüfstand – Einspruch ratsam

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat über eine ganz aktuell vom Finanz-
amt eingelegte Revision gegen ein Urteil des Niedersächsischen Fi-
nanzgerichts (FG) zu befinden.

Das FG hatte entschieden, dass die teilentgeltliche Übertragung 
einer Immobilie im Wege vorweggenommener Erbfolge jedenfalls 
dann kein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft darstellt, 
wenn die Immobilie für einen Kaufpreis unterhalb der historischen 
Anschaffungskosten veräußert wurde. Dann könne es nämlich nicht 
zu einem tatsächlichen Wertzuwachs seitens des Erwerbers kom-
men, sodass eine Besteuerung nicht möglich sei. Anderenfalls würde 
ein fiktiver steuerlicher Ertrag besteuert.

Nach Auffassung des Gerichts handelt es sich bei einer solchen 
Vertragsgestaltung auch nicht um ein unwirksames Umgehungsge-
schäft.

Der BFH wird zu klären haben, ob die Veräußerung einer Immobilie 
an einen Angehörigen innerhalb von 10 Jahren nach Anschaffung 
zu einem Entgelt unterhalb der historischen Anschaffungskosten 
gleichwohl einen Gewinn aus einem privaten Veräußerungsgeschäft 
darstellt.

Betroffene Steuerpflichtige sollten sich an ihren Steuerberater wen-
den und beraten lassen, damit entsprechende Bescheide bis zu einer 
Entscheidung des BFH offengehalten werden.

6. Zugangsfiktion bei Bekanntgabe von Steuer-
bescheiden ab 1.1.2025 nach 4 Tagen

Versenden Behörden Verwaltungsakte, z.B. Bescheide, so geschieht 
dies derzeit noch in der Mehrzahl der Fälle auf dem Postweg mit 
„einfachem“ Brief, also ohne eine konkrete Möglichkeit der Nachver-
folgung, wann der Brief beim Empfänger eingegangen ist.

Aus diesem Grund gibt es eine gesetzliche Vermutungsregel, wann 
der Brief beim Empfänger eintrifft. Diese Frist betrug in der Vergan-
genheit 3 Tage. Da jedoch im Sommer 2024 die Laufzeitvorgaben 
verlängert wurden, wurden nun auch die Vermutungsregelungen für 
die Zustellung von Verwaltungsakten, hierzu gehören u.a. Steuerbe-
scheide, von 3 auf 4 Tage verlängert. Außerdem kann die Bekanntga-
be eines Steuerbescheids nach der Vermutungsregel nicht an einem 
Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag erfolgen. Die Neuerung 
gilt für Verwaltungsakte, die nach dem 31.12.2024 versendet werden.
Wird also durch das Finanzamt ein Steuerbescheid an einem Diens-



tag zur Post gegeben, wäre der vierte Tag nach der Zustellung ein 
Samstag. Da die Vermutungsregelung aber weder Samstag noch 
Sonntag greift, gilt der Bescheid erst am folgenden Montag als zu-
gestellt. Ein am Donnerstag vor Ostern zur Post gegebener Bescheid 
gilt aufgrund des sich an den Sonntag anschließenden Feiertags gar 
erst am folgenden Dienstag als zugestellt.

Die Vermutungsregel kann durch den Empfänger allerdings erschüt-
tert und somit der Zugangszeitpunkt weiter verlängert werden, 
wenn der Empfänger den späteren Zugang nachweisen kann.

Die Vermutungsregel gilt analog für die elektronische Übermittlung 
von Steuerbescheiden oder Verwaltungsakte, die elektronisch zum 
Abruf bereitgestellt werden.

7. Steuerunterlagen für 2023 einreichen – 
Abgabefrist für von Beratern gefertigte 
Steuererklärungen läuft am 2.6.2025 ab

Für Steuerpflichtige, die ihre Steuererklärungen durch einen Steu-
erberater abgeben lassen, gelten verlängerte Abgabefristen bei den 
Finanzverwaltungen. Für die Abgabe der Steuererklärungen für das 
2023 endende Wirtschaftsjahr gilt eine Abgabefrist für den Steu-
erberater zum 2.6.2025. Für von steuerlichen Beratern vertrete-
ne Land- und Forstwirte mit abweichendem Wirtschaftsjahr endet 
die Frist zur Abgabe der Steuererklärungen für das Wirtschaftsjahr 
2023/2024 am 31.10.2025 bzw. 3.11.2025, abhängig von den 
Feiertagen innerhalb der Bundesländer.

Unterlagen und Belege müssen vorliegen, damit der Steuerberater 
die Abgabefrist einhalten kann. Mandanten sollten hierüber mit 
ihrem Steuerberater sprechen.

Auch wenn in den meisten Fällen mit den Steuererklärungen keine 
Belege mehr beim Finanzamt eingereicht werden müssen, so gilt 
weiterhin die sog. Vorhalteverpflichtung. Hiernach müssen auf An-
forderung die Belege beim Finanzamt eingereicht werden können, 
sodass diese idealerweise bereits vor der Erstellung der Steuererklä-
rung mit beim Steuerberater eingereicht werden.

8. Als Vermieter von Immobilien Hochwasser-
schäden steuerlich geltend machen

Hochwasserlagen führen auch in Deutschland aktuell und in den 
letzten Jahren immer wieder zu persönlichen, aber auch wirt-
schaftlichen Problemen, wenn Grundstücks-, Gebäude- und Inven-
tarschäden zu beklagen sind. Wer über keine Elementarversicherung 
verfügt, die erlittene Schäden ersetzt, dem bleibt häufig nur die 
Abmilderung wirtschaftlicher Schäden durch die Möglichkeit der 
steuerlichen Berücksichtigung. Die jeweiligen Finanzverwaltungen 
der Bundesländer haben hierzu Katastrophenerlasse beschlossen.

Während Mieter und selbstnutzende Immobilieneigentümer ent-
standene wirtschaftliche Schäden steuerlich lediglich als außerge-
wöhnliche Belastung unter Berücksichtigung der gesetzlich gere-
gelten zumutbaren Eigenleistung geltend machen können, besteht 
für Vermieter von Immobilieneigentum die Möglichkeit, diese als 
Werbungskosten bzw. als Betriebsausgaben abzusetzen, wenn es 
sich um eine gewerbliche Vermietung handelt. Aufwendungen für 
die Beseitigung von Schäden an Gebäuden und Grundstücken oder 
z.B. Neuherstellung bei Zerstörung der Bausubstanz können unter 
Nutzung einer steuerlichen Sonder- und Vereinfachungsregel mit 
bis zu 70.000 € sofort im Jahr der Durchführung und Rechnungs-
zahlung in der Steuererklärung angesetzt werden. Die Aufwendun-

gen müssen tatsächlich entstanden sein. Wahlweise können sie 
aber auch auf 2 bis 5 Jahre verteilt werden. Sofern staatliche Hilfen 
oder Leistungen aus Hilfsfonds vereinnahmt werden, sind entspre-
chende Kürzungen auf die maximal 70.000 € vorzunehmen bzw. bei 
Vermietern die staatlichen Hilfen als Einnahme in der Steuererklä-
rung anzugeben. Oberhalb von 70.000 € erfolgt eine Einzelprüfung 
des Finanzamts.

Sind Aufwendungen angefallen, mit denen das zerstörte Gebäude 
wieder aufgebaut wird, so ist die Inanspruchnahme einer Sonder-
abschreibung bis zu 30 % möglich, sofern mit der Schadensbeseiti-
gung bis zum Ablauf des dritten Jahres nach dem Schadensereignis 
begonnen wird, unabhängig davon, in welcher Höhe Aufwendungen 
dafür entstanden sind.

Von Hochwasserschäden betroffene Immobilieneigentümer, ob Ver-
mieter oder nicht, sollten sich zu den steuerlichen Regeln sowie ggf. 
Sonderregelungen von ihrem Steuerberater Rat einholen.

9. Gestellung von Mahlzeiten oder Unterkunft 
durch den Arbeitgeber (voraussichtliche 
Werte ab 1.1.2025)

Arbeitnehmern, die unentgeltlich oder vergünstigt Mahlzeiten, die 
ihr Arbeitgeber ihnen anbietet, in Anspruch nehmen, werden diese 
Mahlzeiten als geldwerter Vorteil im Rahmen ihres Arbeitsverhält-
nisses zugerechnet. Dieser muss entsprechend versteuert werden.

Die Sachbezugswerte werden sich im Vergleich zum Vorjahr vor-
aussichtlich erhöhen. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
informierte zuletzt mit Schreiben vom 7.12.2023 über die ab dem 
1.1.2024 geltenden Sachbezugswerte. Zu den Sachbezugswerten ab 
1.1.2025 liegt bislang ein Entwurf vor, der im November 2024 (nach 
Drucklegung) verabschiedet werden soll. Danach sehen die Sach-
bezugswerte wie folgt aus (in Klammern Werte des Jahres 2024):

	» für ein Mittag- oder Abendessen beträgt der Wert je 4,40 € 
(vorher 4,13 €)

	» für ein Frühstück 2,30 € (vorher 2,17 €)

	» bei Vollverpflegung (Frühstück, Mittag- und Abendessen) 
beträgt der Gesamtwert 11,10 € (vorher 10,43 €)

Diese Regelungen gelten auch für Mahlzeiten, die Arbeitnehmern 
während einer dienstlich veranlassten Auswärtstätigkeit oder bei 
doppelter Haushaltsführung zur Verfügung gestellt bzw. zugerech-
net werden, wenn der Preis der Mahlzeit 60 € nicht übersteigt. 
Sonst stellt der Wert der Mahlzeit insgesamt einen geldwerten Vor-
teil dar.

Stellt der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer kostenlos oder vergüns-
tigt eine Unterkunft zur Verfügung, wird zwischen allgemeiner Un-
terkunft und einer Gemeinschaftsunterkunft unterschieden. Für die 
Nutzung einer Gemeinschaftsunterkunft richtet sich der Sachbe-
zug danach, mit wie vielen Personen die Gemeinschaftsunterkunft 
belegt ist. Je mehr Personen diese belegen, desto geringer ist der 
Sachbezug.
Für die Höhe des Sachbezugs einer Unterkunft kommt es auch dar-
auf an, ob ein volljähriger Arbeitnehmer oder ein Jugendlicher bzw. 
Auszubildender diese bewohnt.

So wird z.B. für eine Unterkunft, die einem volljährigen Arbeitneh-
mer zur Einzelnutzung zur Verfügung gestellt wird, ein monatlicher 
Sachbezugswert von 282 €, bei Jugendlichen oder Auszubildenden 
hingegen nur 239,70 € zugrundegelegt. Für Wohnungsüberlassung 
gelten andere Wertansätze, im Zweifel die ortsübliche Miete.



Basiszinssatz:	 Seit 1.7.2024 = 3,37 %; 1.1. – 30.6.2024 = 3,62 %; 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) 	 Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz:	 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB)	 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	
		 abgeschlossen bis 28.7.2014:	 Basiszinssatz + 8-%-Punkte	
		 abgeschlossen ab 29.7.2014:	 Basiszinssatz + 9-%-Punkte
				   zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:	 2024:	 Oktober = 120,2; September = 119,7; August = 119,7; Juli = 119,8; Juni = 119,4;
	(2020 = 100)	 Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1; Januar = 117,6 
		 2023:	 Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8

		 Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

10. Deutschlandticket 2025

Das Deutschlandticket soll auch für 2025 erhalten bleiben. Es wird 
voraussichtlich 58 € kosten. Zuschüsse durch den Arbeitgeber kön-
nen steuer- und sozialversicherungsfrei zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden. Der Zuschuss ist auf die 
Höhe der Aufwendungen des Arbeitnehmers begrenzt.

Die endgültige politische Entscheidung für 2025 wird trotz Minder-
heitsregierung noch in diesem Jahr erwartet.

11. Änderung bei der E-Rechnungspflicht für 
Kleinunternehmer ab 1.1.2025

Zum 1.1.2025 tritt die E-Rechnungspflicht für inländische Unter-
nehmen in Kraft. Hierzu wurde bereits mehrfach berichtet.

Nach dem verabschiedeten Wachstumschancengesetz sollten diese 
Verpflichtungen auch vollumfänglich für Kleinunternehmer gelten. 
Fest steht, dass auch Kleinunternehmer ab 1.1.2025 in der Lage sein 
müssen, E-Rechnungen anderer Unternehmen zu empfangen.

Vorgesehen war, dass Kleinunternehmer ab 1.1.2028 E-Rechnungen 
versenden müssen. So steht es auch im Schreiben des Bundesminis-
teriums der Finanzen (BMF) vom 15.10.2024 zur E-Rechnung. Dieses 
Schreiben bindet die Finanzverwaltung.

Dies steht aber im Gegensatz zum Inhalt des Jahressteuergesetzes, 
welches der Bundestag am 18.10.2024 verabschiedet hat. Dort wur-
de die E-Rechnungspflicht für Kleinunternehmer im Hinblick auf den 
Versand der Rechnungen jedoch wieder gestrichen.

Der Bundesrat soll dem Gesetz am 22.11.2024 zustimmen, nach hie-
sigem Drucklegungszeitpunkt. Es wird davon ausgegangen, dass die 
Zustimmung erfolgen wird.

Auch Kleinunternehmer brauchen dann zum Empfang einer E-Rech-
nung nur ein E-Mail-Postfach bereitzuhalten. Es ist hierbei nicht er-
forderlich, dass das E-Mail-Postfach nur für den Rechnungsempfang 
genutzt wird.

Bei vorherigem Beratungsbedarf kontaktieren Unternehmer bitte 
ihren Steuerberater.

12. Mindestlohn steigt zum 1.1.2025

Seit dem 1.1.2024 beträgt der Mindestlohn 12,41 €. Dieser Betrag 
wird zum 1.1.2025 auf 12,82 € steigen.

Höhere Mindestlöhne können sich aus allgemeinverbindlichen Ta-
rifverträgen für bestimmte Branchen ergeben. Eine Liste der allge-
meinverbindlichen Tarifverträge ist auf der Homepage des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales (www.bmas.de) abrufbar. 

Die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen bedeutet, dass ge-
werbliche Arbeitgeber dieser Branchen auch ohne ausdrückliche 
Einbeziehung eines Tarifvertrags in den Arbeitsvertrag diesen in den 
für allgemeinverbindlich erklärten Punkten einhalten müssen. Dies 
gilt auch, wenn weder das Unternehmen tarifgebunden ist noch der 
Arbeitnehmer Gewerkschaftsmitglied.

Insbesondere ist der in dem Tarifvertrag festgelegte Lohn zu zahlen, 
der auch höher sein kann als der gesetzliche Mindestlohn. Weiter-
hin sind die Arbeitsbedingungen einzuhalten, die Anzahl der dort 
genannten Urlaubstage zu gewähren, ggf. gelten auch besondere 
Kündigungsfristen.

Im Rahmen eines Minijobs ist bei Mindestlohnvereinbarungen im 
Arbeitsvertrag darauf zu achten, dass die Geringfügigkeitsgrenze 
von 556 € ab dem 1.1.2025 sowie der Mindestlohn automatisch gel-
ten und es in diesen Fällen keiner Vertragsanpassung bedarf.

Wer als Arbeitgeber entgegen des Gesetzes keinen Mindestlohn 
zahlt, schuldet unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer diesen ein-
fordert oder dieses Verhalten eine Ordnungswidrigkeit oder Straftat 
darstellt, der Sozialversicherung die Beiträge, als würde der Min-
destlohn gezahlt. 

Arbeitsverträge, die keine Mindestlohnvereinbarung enthalten, aber 
den Mindestlohn aufgrund der vertraglichen Regelung ab 1.1.2025 
unterschreiten, sind ggf. anzupassen.

Vielen Dank für das uns im Jahr 2024 entgegengebrachte Vertrauen, 
frohe Weihnachten und ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr!
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